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Wir zeigen Gesicht und Flagge zum  
1. Mai – mit Abstand und Maske 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 
 

 

 
Detlef Ahting, ver.di-Landesbezirksleiter   

 

Über ein Jahr Corona-Erfahrungen haben uns in vielen 
Tarifrunden und Aktionen gezeigt: Unter Beachtung 
einiger Regeln können wir gut öffentlich auftreten! 
Miteinander solidarisch zu sein bedeutet, dass wir 
achtsam sind und alles tun, um Infektionsgefährdun-
gen, so weit wie es möglich ist, auszuschließen: Daher 
tragen wir medizinische oder FFP2-Masken, halten 
Abstand zueinander und verzichten auf große Maipar-
tys und Maifeste, nicht aber auf Kundgebung und 
darauf, sich deutlich und kreativ zu Wort zu melden 
und deutlich zu machen, wo es hakt, was sich ändern 
muss und welche Forderungen wir zu Verbesserungen 
haben. Das machen wir kreativ und bunt und wenn 
die Infektionslage eine größere Zusammenkunft an 
einzelnen Orten nicht möglich macht, dann finden wir 
angemessene Alternativen mit Kleinstaktionen und 
Aktivitäten im Internet.  
 
Solidarisch gegen Missstände und für Verbesserungen 
aufstehen. Dazu rufen wir euch hiermit auf. Auch die 
ver.di Jugend macht in einem Beitrag diese Aufgabe 
deutlich: Wer, wenn nicht wir! 
 
Solidarität 2021 funktioniert nur mit gegenseitiger 
Achtsamkeit. Dazu gehört, mit der Vermeidung von 
Ansteckungen auch unsere Kolleginnen und Kollegen 
in den Krankenhäusern und insbesondere den  

Intensivstationen nicht noch stärker zu belasten, als 
sie es ohnehin schon seit über einem Jahr durch die 
Pandemie sind. Allen, die Corona leugnen und als so-
genannte Querdenker*innen die Gefahren herunter-
spielen, erteilen wir darum eine deutliche Absage. 
Hinzu kommt außerdem ihre große Nähe zu Ver-
schwörungstheorien, Rechtspopulist*innen und Fa-
schist*innen, die diese Bewegung für ihre Ideologien 
missbrauchen. Ein Gastbeitrag in dieser Ausgabe „In 
den Feindbildern vereint - Ein Jahr Corona-Proteste in 
Niedersachsen“ geht darauf ein. In Hannover wollen 
sie sogar den 1. Mai für ihre Parolen nutzen, das ist 
ein Skandal.  
 
Solidarität ist weit mehr als ein Wort, gerade für uns 
Gewerkschaften. Nur wenn wir solidarisch zusammen-
stehen, sind wir stark und können den Arbeitgebern, 
den Regierenden auf Augenhöhe gegenübertreten. 
Nur so gelingt es uns, machtvoll unsere Forderungen 
zur Verbesserung der Arbeits- wie auch Lebenswelt 
vertreten und auch durchsetzen zu können. Wir konn-
ten Einkommen sichern, Entlassungen verhindern und 
soziale Härten abfedern. Die Ausweitung des Kurzar-
beitergeldes sowie dessen Verbesserungen machen 
das sehr deutlich. In den Tarifrunden des öffentlichen 
Dienstes Bund und Kommunen, der Post AG, in der 
Metall- und Elektroindustrie, auf dem Bau und in der 
Textil- und Modeindustrie haben wir kräftige Lohnzu-
wächse, Arbeitszeitverkürzung und Beschäftigungsga-
rantien erstritten. Trotz Corona stiegen die Tariflöhne 
im letzten Jahr um durchschnittlich zwei Prozent. 
 

Ute Gottschaar, stellv. Landesbezirksleiterin 



 

 

Drei Beiträge zu aktuellen Tarifrunden in Niedersach-
sen mit PPKV, Wach- und Sicherheit sowie Groß- und 
Einzelhandel zeigen (Heraus-)Forderungen aber auch 
die Chance auf Erfolg auf. Viele Niedriglohnbereiche 
fallen nicht unter einen Tarifvertrag, hier ist der Min-
destlohn wichtig, der muss aber steigen auf mindes-
tens 12 Euro! Das ist heute mindestens notwendig für 
ein auskömmliches Leben und gesellschaftliche Teilha-
be und eine armutsfeste Rente. 
 
Solidarität geht über den Tarif hinaus! Gerade die 
Corona-Pandemie zeigt uns, dass die sozial Schwä-
cheren, die Bezieher*innen von Niedrigeinkommen 
stärker von Infektionsgefährdungen betroffen sind. 
Die bürgerliche Oberschicht kämpft im sterilen Home-
office aber nur mit der richtigen Netzgeschwindigkeit. 
Verkäufer*innen, Busfahrer*innen, Zusteller*innen, 
Beschäftigte in Erziehung und Pflege können sich hin-
gegen jeden Tag mit dem Virus anstecken. Hinzu 
kommt, dass Gesundheitsschutz nicht überall gut 
durchgeführt wird und viele Beschäftigte vielfach in 
beengten Wohnverhältnissen leben ohne Garten und 
Terrasse, da bezahlbarer und entsprechend großer 
Wohnraum nicht ausreichend vorhanden ist. Die sozi-
ale Spaltung unserer Gesellschaft wird damit ver-
schärft. 
 
Solidarität muss auch gesellschaftlich stattfinden! Un-
ser Sozialstaat und unsere Daseinsvorsorge hat die 
Grundversorgung der Bevölkerung sichergestellt. Oh-
ne öffentlichen Nah- und Fernverkehr, Müllentsor-
gung, Kommunikations- und Datennetze, Postversor-
gung, Feuerwehr, medizinische Versorgung, öffentli-
che Verwaltung und Energieversorgung wäre unsere 
Gesellschaft zusammengebrochen. Allerdings sind 
auch Schwächen deutlich hervorgetreten: Pflegekräf-
te, Ärzt*innen, Kassierer*innen, Reinigungskräfte, 
Erzieher*innen und viele andere Berufsgruppen arbei-
ten am Limit und darüber hinaus, um die Versorgung 
aufrecht zu erhalten. So hat die Ökonomisierung des 
Gesundheitswesens dazu geführt, dass es personell 
zugunsten der Gewinne ausgedünnt worden ist, dass 
das Bildungssystem nicht auf digitale Herausforderun-
gen vorbereitet ist… . Eine gute Daseinsvorsorge ist 
gesellschaftliche Solidarität und die muss finanziert 
werden. Das Geld ist da für Bildung, Gesundheitsver-
sorgung, Kitas, Schulen, Unis, ÖPNV, Straßen bis zur 
Belebung von Innenstädten, es ist zurzeit nur ungleich 
verteilt. Solidarität bedeutet, dass die Starken dazu 
mehr beitragen, da sie es können. Darum brauchen 
wir eine Finanztransaktionssteuer, einen höheren Spit-
zensteuersatz, die Vermögenssteuer und eine höhere 
Besteuerung von großen Erbschaften, dann haben die 
Kommunen, die Länder und der Bund auch ausrei-
chend Mittel für eine gute Daseinsvorsorge! 
 
 
 

Die Krise hat die Defizite unseres Sozialstaats und der 
Gesellschaft schonungslos offengelegt. Jetzt geht es 
darum, politische Lehren aus der Corona-Krise zu zie-
hen.  
 
 Wir müssen den Arbeitsmarkt neu ordnen und 

die Verhandlungsmacht der Beschäftigten  
 stärken.  
 Wir müssen die sozialen Sicherungssysteme  
 armuts- und krisenfest machen. 
 Wir müssen die öffentliche Daseinsvorsorge 

stärken und systemrelevante Berufe aufwerten. 
 Wir müssen den ökologischen Umbau unserer 

Wirtschaft und Gesellschaft vorantreiben – und 
zwar sozial! 

 Und wir müssen dafür sorgen, dass die Krisen-
lasten gerecht verteilt werden.  

 
 
                   

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

   
      Andrea Wemheuer, stellv. Landesbezirksleiterin 

 

 
Heute und nicht erst übermorgen muss die Verhand-
lungsmacht der Beschäftigten gestärkt, der Sozialstaat 
ausgebaut und der Klimawandel gestoppt werden. 
 
Zeigen wir, dass wir uns dafür solidarisch und 
gemeinsam stark machen! 
Jetzt am 1. Mai und darüber hinaus! Mit unserer 
Solidarität für unsere Zukunft! 
 
Eure Landesleitung 
 



Nach vielem Hin und Her Abschluss bei der 

PPKV erreicht 
 
Die Tarifrunde Papier, Pappe und Kunststoffe verar-
beitenden Industrie (PPKV) konnte am vergangenen 
Sonntag nach zähem Ringen und vorherigem Hinhal-
ten der Beschäftigten am 25. April 2021 mit einem 
Tarifergebnis beendet werden. 
In der sechsten Runde wurde ein Durchbruch erreicht 
– aber der Weg dahin war sehr besonders! Die Löhne, 
Gehälter und Ausbildungsvergütungen der Beschäf-
tigten steigen in zwei Stufen um insgesamt 3,9 Pro-
zent, bei einer Laufzeit von 24 Monaten – dafür hat 
sich der Kampf gelohnt.  

 
Ein Blick zurück: Am 26. März 2021 sollte vereinba-
rungsgemäß die vierte Verhandlungsrunde in Berlin 
stattfinden. Dort verweigerten die Verbandsvertreter 
des HPV die Verhandlungen mit ver.di, da am Ver-
handlungstag in einigen Betrieben noch gestreikt 
wurde.  
Der HPV hatte schon in der ersten Verhandlungsrunde 
im Januar gefordert, dass während der Verhandlun-
gen nicht gestreikt wird. Die Tarifkommission hat es 
kategorisch und scharf zurückgewiesen: Die Aus-
übung unseres Streikrechts lassen wir uns nicht von 
den Arbeitgebern diktieren. Die Friedenspflicht war 
am 1. Februar und damit lange abgelaufen.  
Alle Versuche der ver.di Tarifkommission, die Arbeit-
geber doch an den Verhandlungstisch zu bekommen, 
scheiterten, für den 31. März 2021 wurde dann doch 
ein neuer Termin vereinbart. 
Aber wieder verweigerten die Arbeitgeber die Fortset-
zung der Tarifverhandlungen, da die Beschäftigten 
ihre Erwartungen wieder – wie bei Verhandlungen 
durchaus üblich – in Warnstreiks am Verhandlungstag 
zum Ausdruck brachten. 
Mit den Arbeitgebern musste daher erst einmal das 
kleine Einmaleins der demokratischen Grundrechte 
diskutiert werden, statt weiter zu verhandeln.  
 
 

Wer in drei Verhandlungsrunden nur völlig unzu-
reichende Angebote zur Lohnerhöhung macht, darf 
sich über die Antwort seiner Beschäftigten nicht wun-
dern: Warnstreik!  
 
Das war aber nicht die einzige Absurdität: Eigentlich 
wollte der Arbeitgeberverband die Gelegenheit der 
Pandemie nutzen und ein besonders niedriges Tarifer-
gebnis durchsetzen. Das hat die Streikaktivitäten der 
Kolleginnen und Kollegen eher befeuert. Er hat dann 
seinen Mitgliedsverbänden und Unternehmen im Ap-
ril 2021 ein FAQ zur Tarifrunde zur Verfügung ge-
stellt, mit absolut falschen Darstellungen und haltlo-
sen Verwürfen an ver.di. Auch auf die Betriebsräte 
wurde Druck ausgeübt, denn einige Tage später ver-
breiteten sie ähnliche Falschdarstellungen und Unter-
stellungen in einem offenen Brief an alle Betriebsräte 
der PPKV. Es sollte ein Keil zwischen die Beschäftig-
ten, die Betriebsräte und ver.di getrieben werden. 
Unsere Kolleginnen und Kollegen hatten die durch-
sichtigen Aktionen und taktischen Spielereinen aber 
längst durchschaut.  
 
Auf der Grundlage einer Beschäftigtenbefragung for-
derte ver.di für die 100.000 Beschäftigten in der Pa-
pier, Pappe und Kunststoffe verarbeitenden Industrie 
eine Erhöhung der Löhne und Gehälter von 4,8 Pro-
zent für 12 Monate. Außerdem ist ein Großteil der 
Betriebe bisher deutlich besser durch die Corona-
Pandemie gekommen als andere Branchen in der In-
dustrie, einige haben sogar davon profitiert. Forde-
rungen des Arbeitgeberbandes HPV, das aktuelle 
Lohn- und Gehaltsabkommen ohne weitere Lohner-
höhung um weitere 12 Monate zur verlängern, erteil-
ten wir eine Absage. 
 
In den ersten drei Runden legten die Arbeitgeber nur 
unzumutbare Angebote mit einer sehr langen Lauf-
zeit vor, zuletzt boten sie nach 5 Monaten ohne 
Lohnerhöhung für 2021 eine Erhöhung der Löhne 
und Gehälter um 1,1 Prozent und nach weiteren 
zwei Nullmonaten für 2022 eine weitere Erhöhung 
von 1,3 Prozent an.  
 
Der ver.di-Verhandlungsführer Andreas Fröhlich kom-
mentierte das Angebot mit den Worten: „Der Ver-
dacht liegt nahe, dass der HPV die Corona-Krise aus-
nutzen will, um besonders billig davonzukommen. 
Unsere Kolleginnen und Kollegen haben ein besseres 
Angebot verdient.“ Das Angebot wurde empört zu-
rückgewiesen und aus den Betrieben kam mit bun-
desweit ca. 4.500 Kolleginnen und Kollegen aus 64 
Betrieben, die sich an Warnstreiks beteiligten, ein 
sehr deutliches Zeichen - auch aus Niedersachsen.  
 
 
 



Erst in der letzten Runde am 24. April  bis zum frühen 
Morgen des 25. April konnte das folgende Tarifergeb-
nis erreicht werden: 
 
 Erhöhung der Löhne, Gehälter und Ausbil-

dungsvergütungen zum 1. Mai 2021 um  
 1,5 Prozent 
 Erhöhung der Löhne, Gehälter und Ausbil-

dungsvergütungen zum 1. Mai 2022 um  
 2,4 Prozent 
 Die Ergebniswerte für die Auszubildenden wer-

den auf volle 10-Euro-Beträge aufgerundet 
 Laufzeit von 24 Monaten bis zum 31. Januar 

2023 
 
Bis zum 14.05.2021 läuft die Erklärungsfrist. Die Ta-
rifkommission berät und beschließt auf ihrer Sitzung 
am 4. Mai 2021 über das Tarifergebnis. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Solidarität und Zusammenstehen unserer streitbaren 
Kolleginnen und Kollegen der Papier- Pappe und 
Kunststoffe verarbeitenden Industrie haben dieses 
Tarifergebnis möglich gemacht!! 
Respekt Kolleginnen und Kollegen: Ihr seid eine tolle 
Truppe, auf Euch ist Verlass! 
 

 

Ohne uns kein Geschäft! 

Ohne die Arbeitsleistung der mehr als 400.000 Be-
schäftigten im Handel in Niedersachsen-Bremen gä-
be es keine Umsätze und Gewinne. Auch deshalb 
gehen die Kolleginnen und Kollegen selbstbewusst 
in die diesjährige Tarifrunde. Zur Verhandlung ste-
hen die Löhne und Gehälter im Einzelhandel Nieder-
sachsen-Bremen sowie im niedersächsischen Groß- 
und Außenhandel. ver.di hat die entsprechenden 
Tarifverträge zum 30. April 2021 gekündigt. 
 
Vielfach hören und lesen wir aktuell von einer Pan-
demie-bedingt schwierigen Situation des Handels. 
Arbeitgeber und ihre Verbände beklagen die Lage… 
mal wieder. Tatsächlich tun sie dieses vor jeder Tarif-
runde, die im gleichen Atemzug gern auch als 
„besonders schwierig“ bezeichnet wird. 

 

Davon dürfen wir 
uns nicht täuschen 
lassen! Im Handel 
wird in den großen 
beschäftigungsstar-
ken Unternehmen 
mit der guten Ar-
beit der Kol-
leg*innen auch 
während der Pan-
demie ein gutes 
Geld verdient. Der 
Lebensmittel-
Handel hat ein Jahr 
der Superlative hin-
ter sich, IKEA und 
andere verdienen 
an „Click & Coll-
ect“, die Textilbran-
che macht Umsätze in ihren Online-Shops, Baustoff-
stoffhandel, Pharmahandel und andere Großhändler 
steigerten auch 2020 ihre Umsätze und Erträge. Ja, es 
gibt Unternehmen, die durch den Strukturwandel des 
Einzelhandels mit seiner Verlagerung von stationärem 
zum Online-Geschäft oder im Großhandel durch die 
Weltmarktlage in einer aktuell schwierigeren Situation 
stecken. Diesen Unternehmen bieten wir individuelle 
tarifliche Lösungen durch Sanierungstarifverträge an. 
 
Die Verdiener*innen des Handels verstecken sich hin-
ter solchen Fällen und signalisieren schon vorab in 
dieser Tarifrunde, nur eine nicht tabellenwirksame 
Einmalzahlung leisten zu wollen. Das ist ein typischer 
Ausdruck ihrer mangelnden Anerkennung der Leis-
tung der Handelsbeschäftigten – und die eigene Ge-
winngier. 

 



Es ist also notwendig, sich auf eine intensive Tarifrun-
de einzustellen. Unsere Kolleginnen und Kollegen ha-
ben eine deutliche tabellenwirksame Tariferhöhung 
nicht nur verdient, sie ist auch zum Erhalt der Existenz 
und Bekämpfung der drohenden Altersarmut drin-
gend notwendig! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lieber keinen Tarifvertrag als einen 
schlechten Tarifvertrag!  
Wie die Tarifrunde Wach- und Sicherheitsdienste 
in Bremen und Bremerhaven in einer Woche vol-
ler Warnstreiks gipfelte 

Bereits im letzten Jahr begannen die Vorbereitungen 
zur Lohnrunde der Kolleginnen und Kollegen im 
Wach- und Sicherheitsdienstleistungsgewerbe mit der 
bundesweiten Kündigung der Tarifverträge in den 
Ländern zum Jahresende. Durch die Pandemie zeich-
nete sich eine doppelt schwierige Situation ab: Für die 
Ansprache und Diskussion mit unseren Kolleg*innen 
wie auch für die Verhandlungen mit dem Bundesver-
band der Deutschen Sicherheitswirtschaft (BDSW) als 
ohnehin nicht einfachen Verhandlungsgegenüber, 
den wir immer wieder mit übertriebener Verhand-
lungshärte und Fouls auf und neben der Verhand-
lungsbühne erlebt haben. 

Da für 80 Prozent der Kolleg*innen die Stundenlöhne 
in den untersten Lohngruppen maßgeblich sind, war 
die Forderung schnell klar: „Wir sprechen im Niedrig-
lohnsektor in absoluten Zahlen. ver.di fordert eine 
deutliche Steigerung der Grundlöhne um mindestens 
1,50 Euro die Stunde.  

Das ist das Mindeste, um ein Leben ohne Angst vor 
Altersarmut führen zu können,“ so Maja Imlau, Mit-
glied der ver.di-Tarifkommission. 

Unsere Forderung trifft aber auf geradezu grotesk 
wirkende Vorstellungen der Arbeitgeber. Sie wollen 
den Kolleg*innen im Objektschutzdienst für dieses 
Jahr eine Steigerung von gerade einmal 15 Cent zah-
len, aber nicht rückwirkend. Für das kommende Jahr 
bieten sie 20 Cent. Das macht für Vollzeitbeschäftigte 
pro Monat 26,70 Euro im ersten und 35,60 Euro im 
zweiten Jahr aus…Brutto. Schon jetzt ist oft am Ende 
des Geldes noch zu viel Monat übrig, nur mit Über-
stunden können viele klarkommen. Die Pandemie soll 
laut Arbeitgeber die Branche hart getroffen haben, 
dafür gibt es aber keinen Beleg, Wir sehen keine dra-
matischen Rückgänge, sondern Verschiebungen. 

Trotz Lockdown haben viele aktive Kolleg*innen in 
den Betrieben informiert, aufgeklärt und viele Be-
schäftigte überzeugen können, Mitglied zu werden. 
Als es Anfang März immer noch keine Bewegung bei 
den Arbeitgebern in Bremen gab, obwohl zwischen-
zeitlich fast alle anderen Tarifverträge neu abge-
schlossen werden konnten, platzte den Kolleg*innen 
endgültig der Kragen: In der Woche ab dem 22. März 
wurde an vier Tagen an vielen Stellen erfolgreich ge-
streikt. Ob bei Daimler, Airbus oder Eurogate: überall 
waren die Auswirkungen zu sehen und wir konnten 
nachdrücklich für Aufmerksamkeit sorgen, trotz gera-
de mal lockeren Warnstreiks.  

Beim Unternehmen KÖTTER führte es kurzschlussartig 
zu Maßregelungen gegen ein verdi-
Tarifkommissionsmitglied. Natürlich lassen wir unsere 
Mitglieder nicht im Regen stehen und haben dagegen 
rechtliche Schritte eingeleitet. Wir stehen solidarisch 
zusammen!  

Das gleiche Un-
ternehmen ver-
klagt den Lan-
desbezirk Nord 
auf 1,3 Milliar-
den (sic!) Euro 
Schadensersatz.  

 

 

Forderungen und 

Verhandlungstermine  

Einzelhandel NDS u HB: 

4,5 Prozent plus 45 Euro monatlich 

Auszubildende 100 Euro, 

Mindeststundensatz 12,50 Euro 

erste Verhandlungsrunde: 18.Mai 2021 

 

Groß- und Außenhandel NDS: 

199 Euro 

Auszubildende 99 Euro 

Erster Verhandlungstermin: 19.Mai 2021 

 

Genossenschaftlicher Großhandel NDS-HB:  

6 Prozent,  mindestens 200 Euro 

erster Verhandlungstermin: 26.Mai 2021 



Die Stimmung und die Vorbereitungen zu den 
nächsten ausgedehnteren Streikmaßnahmen 
scheinen nicht unbemerkt zu bleiben: Der 
BDSW hat Verhandlungsbereitschaft signali-
siert. Die Tarifkommission wird das nun prüfen 
und einen sehr genauen Blick darauf werfen, 
was uns vorgelegt werden wird. Auf jeden Fall 
ist klar: Lieber keinen Tarifvertrag als einen 
schlechten Tarifvertrag! Mit dieser Parole sind 
wir gestartet, daran wird nicht gerüttelt! Wir 
stehen weiter zusammen und bereiten weitere 
Streikmaßnahmen aktiv vor! 

 

Leben um zu arbeiten? Nicht mit uns! 
 
Zum zweiten Mal steht der Tag der Arbeiterbe-
wegung im Schatten der Corona-Pandemie. Es 
ist ein weiteres Jahr, in dem wir am 1. Mai eine 
radikale Arbeitszeitverkürzung fordern und die-
se Forderung auf die Straße tragen. Denn wir 
leben nicht, um zu arbeiten.  
 

Gleichzeitig zielt die aktuelle Pandemie-Politik 
der Bundesregierung und der Landesregierun-
gen vor allem auf unsere Privatleben. Nach der 
Pandemie werden die Arbeitgeber mit Forde-
rungen nach Arbeitszeitverlängerungen weiter 
unser Privatleben einschränken wollen.  
 

Wo düstere Zukunftsperspektiven mit hoher 
Arbeitslosigkeit und weniger Ausbildungsplät-
zen gezeichnet werden, sollte die Antwort aber 
nicht Mehrarbeit sein. Arbeit ist genug da, sie 
muss nur gut verteilt sein. Wir bleiben dabei: 
Wir fordern eine gesamtgesellschaftliche Ar-
beitszeitreduzierung. 
 
Insbesondere in der Pflege lastet die Arbeit bra-
chial und zudem auf wenigen Schultern. Der 
Personalnotstand ist massiv. Nachvollziehbar 
verlassen viele Pfleger*innen ihren Beruf oder 
haben es sich mittelfristig vorgenommen. Um 
den drohenden Pflexit und schon lange andau-
ernden Personalmangel zu beenden, gibt es nur 
eine Lösung: bessere Ausbildungs- und Arbeits-
bedingungen. Das meint, Arbeitszeitverkürzung 
bei nicht nur gleichem, sondern besserem Lohn. 
Dazu braucht es eine deutlich höhere Personal-
dichte. Ständiges Einspringen für Kolleg*innen, 
Unterbesetzung auf den Stationen und Schicht-
wechsel in aufeinanderfolgenden Tagen dürfen 
kein Dauerzustand sein. Doch sie sind es.  

 
Mehr Personal bekommen 
wir nur, wenn mehr ausge-
bildet wird. Der Fachkräfte-
mangel macht sich derzeit 
vor allem in der Pflege be-
merkbar. Doch er ist in allen 
Bereichen spürbar. Dabei 
kommt es nicht nur auf 
Quantität, sondern auch auf 
die Qualität an. Denn nur so 
bleiben wir in unseren Beru-
fen. Für alle Beteiligten, Ar-
beitgeber*innen, Ausbilden-
de und Auszubildende, müs-
sen die Ausbildungsinhalte 
gesetzlich festgeschrieben 
sein. Dies bietet Sicherheit 
und Verlässlichkeit.  
 
Nur, wenn wir gute Ausbil-
dungen bekommen und eine 
faire Lebensgrundlage von 
Anfang an haben, können 
wir die Herausforderungen 
bewältigen, die uns die Herr-

schenden und Reichen hinterlassen haben. 
 
Wir rufen alle Kolleg*innen auf, sich an den 1. 
Mai-Kundgebungen zu beteiligen! Die Ge-
schichte zeigt, dass wir selbst für unsere Rechte 
kämpfen müssen, wenn sich etwas ändern soll. 



„In den Feindbildern vereint - Ein Jahr 

Corona-Proteste in Niedersachsen“  

Ein Gastbeitrag von David Speier & Michael 
Trammer 

Eine kaputte Kameralinse, rassistische Anfeindungen 
und verbale Attacken: Die Hemmschwelle zur Gewalt 
ist bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der 
“Querdenken”-Demonstrationen im Verlauf des letz-
ten Jahres immer weiter gesunken. Seit einem Jahr ist 
eine kleine, aber umso lautere Gruppe Demonst-
rant*innen in Niedersachsen aktiv. Auch zum 1. Mai 
2021 ruft die Bewegung unter dem Motto „Der Nor-
den steht auf“ zu einer Großdemonstration in Hanno-
ver auf. Was die “Querdenker” eint, ist der Protest 
gegen die Coronavirus-Schutzmaßnahmen. Reichsbür-
ger*innen und Neonazis finden beim Ringelreihen mit 
Tambourin, Polonaise und Meditation Anschluss an 
Hippies, die sich selbst als Linke sehen. Neben diffuser 
Kritik an den Corona-Maßnahmen der Bundesregie-
rung eint die Teilnehmer*innen der Glaube an eine 
geheime Elite, die angeblich im Hintergrund die Fäden 
zieht. Eine antisemitische Chiffre jagt die nächste.  

Epizentrum Hannover 
Erstmals sammelten sich im April 2020 in Hannover 
Impfgegner*innen, Verschwörungsideolog*innen, 
sowie extrem Rechte. Auf einer improvisierten Bühne 
am Ufer des Maschsees sprach die Ärztin Carola Javid-
Kistel, die einen raketenartigen Aufstieg in der ver-
schwörungsideologischen Szene hinlegen sollte. An 
die Gefahr des Coronavirus oder an die Existenz einer 
Pandemie glaubt sie nicht. Stattdessen warnt die ho-
möopathische Ärztin vor “Zwangsimpfungen”. 
Schutzmasken, so ist man sich auf und vor der Bühne 
einig, seien gesundheitsschädlich.  

 

 

Schnell sind die wöchentlichen Proteste zu größeren 
Demonstrationen von mehreren hundert Teilneh-
mer*innen angewachsen.  

Hannover hat sich zum Epizentrum der Bewegung in 
Norddeutschland entwickelt. Rund 60 Versammlun-
gen führten Gegner*innen der Corona-Maßnahmen 
2020 in Hannover durch. Mehr als ein Drittel wurden 
nicht bei den Behörden angezeigt und als Spaziergän-
ge und Flashmobs getarnt, um Versammlungs- und 
Hygieneauflagen zu umgehen. In ganz Niedersachsen 
hat die Landesregierung von April bis Mai 2020 rund 
130 Versammlungen gezählt, die sich gegen die 
Corona-Politik richteten.  

Auf einer Demonstration Anfang Mai ‘20 trägt eine 
Teilnehmerin bei einer Demonstration in Hannover 
einen gelben David-Stern mit der Aufschrift 
“ungeimpft”. Eine Rednerin verkündet auf der Bühne 
am Maschsee: „Der nächste Holocaust wird an Ver-
schwörungstheoretikern stattfinden.“ Den vorläufigen 
Höhepunkt der Relativierung des Nationalsozialismus 
und der Selbstinszenierung als Opfer des “Regimes” 
erreicht die neue Protestbewegung im November. Auf 
dem Opernplatz verkündet eine junge Rednerin, die 
sich als “Jana aus Kassel” vorstellt, “Ich fühle mich 
selbst wie Sophie Scholl, da ich seit Monaten aktiv im 
Widerstand bin…”.  

Die Dokumentations- und Beratungsstelle für antise-
mitische Vorfälle in Hannover beobachtete im Som-
mer 2020 etliche derartige Äußerungen und kommt 
zu dem Schluss: „Die Proteste zeigen, wie in Krisenzei-
ten das Bedürfnis wächst, für komplizierte Verhältnis-
se einfache Erklärungen, genauer, Schuldige zu fin-
den.”  

 

 

 

 

 

Keine Maske, kein Ab-
stand – auch nicht zu 
Verschwörungsideolo-
gien. Teilnehmer*innen 
einer Großdemonstrati-
on lauschen am 12. 
September am Georgs-
platz in Hannover dem 
freigestellten Polizist 
Michael Fritsch. (Foto: 
David Speier) 



Die große Bühne 

Der Messenger-Dienst Telegram dient von Anfang an 
als zentrale Vernetzungs- und Diskussionsplattform. 
Hier kann offen geschrieben werden, was sonst öf-
fentlich nur angedeutet oder verklausuliert geäußert 
wird. Neben etlichen Falschnachrichten werden anti-
semitische Inhalte wie z.B. Stürmer-Karikaturen ver-
breitet, der Nationalsozialismus verharmlost und auch 
Fahndungsbilder und Adressen von Journalist*innen 
geteilt. In den Gruppen wird auch die Teilnahme an 
bundesweiten Großdemonstrationen beispielsweise in 
Berlin, Leipzig und Kassel organisiert.  

 

 

Niedersächsische Aktivist*innen mischen bei diesen 
Großveranstaltungen in der ersten Reihe mit und su-
chen gezielt den Konflikt mit der Polizei. Die Ärztin 
Carola Javid-Kistel reist von Demo zu Demo und 
spricht auf etlichen Kundgebungen. In einer Sprach-
nachricht an ihre Follower*innen setzt sie die aktuel-
len Ereignisse mit der Verfolgung von Juden*Jüdinnen 
gleich. Weil sie unrichtige Maskenbefreiungs-Atteste 
ausgestellt haben soll, ermittelt die Staatsanwaltschaft 
Göttingen gegen die Ärztin. (Razzia bei Ärztin der Leugner

-Szene: Spontandemo mit Wutrede - taz.de ) 

 

Der mittlerweile freigestellte und unter Reichsbürger-
Verdacht stehende Kriminalhauptkommissar Michael 
Fritsch (Fall Fritsch: Reichsbürgerverdacht bei der Polizei Han-

nover | NDR.de - Nachrichten - Niedersachsen ) ist zu einem 
der Vorredner der norddeutschen Maßnahmen-
Gegner*innen geworden. Bei einer Querdenken 511 
Kundgebung im November zweifelte er mit den Wor-
ten: "Die DDR (…) hat uns etwas vorausgehabt. Denn 
die hatte eine Verfassung und wir, wir haben ein 
Grundgesetz, das immer noch vorläufig ist. Und das 
kann so nicht bleiben. Wir müssen uns eine Verfas-
sung geben", die Souveränität der Bundesrepublik an. 

Der Polizist und die Ärztin haben aufgrund ihrer be-
ruflichen Ausbildung eine vermeintliche Expertise und 
genießen daher eine besondere Anerkennung inner-
halb der Bewegung. 

Verboten und Abgesagt 
Jüngste Mobilisierungsversuche in Hannover endeten 
als Flop. Im April 2021 rief Querdenken 511 zum Pro-
test gegen die Ausgangssperre vor dem Wohnhaus 
des niedersächsischen Ministerpräsidenten Stephan 
Weil auf. Die Versammlungsbehörde untersagte den 
Aufzug mit der Begründung, Ziel des Protests sei es, 
Weil in seinem privaten Umfeld einzuschüchtern und 
eine Drohkulisse aufzubauen. Unter dem Motto “Es 
reicht!” wurde wenige Tage später zu einer Demonst-
ration zum NDR-Gebäude mobilisiert. Diese wurde 
von der Versammlungsbehörde auf eine Kundgebung 
beschränkt und schlussendlich von Querdenken 511 
abgesagt. Zuletzt hatte die NPD 2019 gegen den NDR 
demonstriert.  

Auf die Presse 
Das Feindbild “Medien” ist nach einem Jahr immer 
mehr in den Vordergrund gerückt. Während im Mai 
letzten Jahres ein Demonstrant in Hannover noch da-
mit droht, Journalist*innen mit einer Flasche zu atta-
ckieren, zerstörte dieselbe Person im Februar mit ei-
nem gezielten Angriff das Objektiv eines Fotografen. 

  

Der Landesgeschäftsführer der Deutschen Journa-
list*innen Union in ver.di von Berlin-Brandenburg, 
Jörg Reichel, beobachtet und dokumentiert bundes-
weit Übergriffe auf Journalist*innen. „Die Zunahme 
der Angriffe des letzten Jahres setzt sich fort”, sagt er. 
190 Behinderungen von Pressearbeit und 43 tätliche 
Angriffe aus den Reihen der “Querdenker” hatte er 
2020 registriert.  

„Born to be white“ - neben diesem eindeutigen Aufdruck leitet die 
homöopathische Ärztin Carola Javid-Kistel die erste Großdemonst-
ration unter dem Motto „Der Norden steht auf“ am 12. Septem-
ber 2020 in Hannover an. (Foto: David Speier) 

Die Querdenker-Proteste als friedliche bürgerliche Bewegung? - ein 
scheinbar harmloser älterer Teilnehmer einer Querdenken 511 Kundge-
bung auf dem Opernplatz Hannover greift einen der Autoren dieses Arti-
kels an. (Foto: David Speier) 

https://taz.de/Razzia-bei-Aerztin-der-Leugner-Szene/!5742112/
https://taz.de/Razzia-bei-Aerztin-der-Leugner-Szene/!5742112/
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/Fall-Fritsch-Reichsbuergerverdacht-bei-der-Polizei-Hannover,reichsbuerger366.html
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/Fall-Fritsch-Reichsbuergerverdacht-bei-der-Polizei-Hannover,reichsbuerger366.html


Ein Beispiel, das eine weitere Dimension und die 
besondere Gefährdungslage für alle nicht-weißen 
Journalist*innen zeigt, sind Übergriffe auf den 
freien Journalisten Leon Enrique aus Hannover. 
Dieser wurde von den “Querdenkern” erst rassis-
tisch beleidigt und dann körperlich attackiert. En-
rique sagt, auf rechten Demonstrationen rechne 
er zwar mit derartigem Verhalten, aber sobald ras-
sistische Kommentare kämen, sei eine andere Ebe-
ne erreicht. “Ich werde dann nicht mehr nur in 
meiner Funktion als Journalist herausgestellt, son-
dern aufgrund meiner Hautfarbe. Ich werde auf 
ein äußerliches Merkmal reduziert, das zum Anlass 
genommen wird, dass ich weniger wert sei. Das 
tut weh.”  
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Bremen will Tarifbindung 
stärken! 

Bremen und Berlin bringen 

gemeinsam einen Gesetzesentwurf 

zur Verbesserung der 

Allgemeinverbindlichkeit ein. 

 

Danach soll ein Antrag auf 

Allgemeinverbindlichkeit nur 

abgelehnt werden können, wenn 

die paritätisch aus 

Arbeitgebervertretern und 

Gewerkschaften besetzte 

Kommission diesen mehrheitlich 

ablehnt. Bislang braucht es eine 

Mehrheit für die Annahme. Wir sind 

gespannt auf die Beratungen zum 

Gesetz und werden im Wahlkampf 

die Aussagen dazu genau unter die 

Lupe nehmen. 

Einer der Organisatoren der wöchentlichen Proteste in Hanno-
ver, greift am 14. Juni den Journalist Leon Enrique an. (Foto: 
Michael Trammer) 
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